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Abréviations

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

BFS Bundesamt fur Statistik

GPK-NR Geschéaftsprifungskommission des Nationalrates
v Invalidenversicherung

EGMR Europaischer Gerichtshof fiir Menschenrechte
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
OFAS Office fédeéral des assurances sociales

OF$S Office fédéral de la statistique

CDG-CN Commission de gestion du Conseil national

Al Assurance-invalidité

CrEDH Cour européenne des droits de I'homme

SSR Société suisse de radiodiffusion
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Assurances sociales

Im November 2014 beschloss der Bundesrat, die Obergrenze fiir den versicherten Lohn
in der obligatorischen Unfallversicherung per Anfang 2016 anzuheben. Der
Hochstbetrag ist massgebend flr die Berechnung von Prémien und Leistungen der
Unfallversicherung. Ausserdem dient er zur Festsetzung der Beitréage und Leistungen
der Arbeitslosenversicherung (ALV) und der Taggelder der Invalidenversicherung (IV).
Gegenwartig liegt die Obergrenze bei einem Jahreslohn von CHF 126°000, ab 2016 soll
sie bei CHF 148'200 liegen. Die Anderung war aufgrund der Lohnsteigerung in den
letzten Jahren notig geworden, damit erneut, wie gesetzlich vorgeschrieben,
mindestens 92% der Versicherten zu ihrem vollen Lohn versichert sind. Der
Gewerbeverband kritisierte die Erhéhung und forderte eine Entkoppelung der IV und
ALV von der Unfallversicherung: Bei ersteren komme es durch die Anhebung der
Lohnobergrenze zu Mehreinnahmen und Mehrausgaben, was einem versteckten
Sozialausbau entspreche. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) wehrte sich
gegen eine Entkoppelung und betonte, alle drei Sozialwerke mussten flr eine gute
Abdeckung bei einem "Uberwiegenden Teil" der Erwerbstatigen sorgen, was auch
Personen mit einem Jahreslohn von mehr als CHF 126°000 umfasse. '

Am 17. September 2018 lancierte das Referendumskomitee seine Kampagne gegen das
Gesetz iiber die Grundlage der Uberwachung von Versicherten vor dem Hauptsitz der
CSS-Krankenversicherung in Bern. Ziel dieser Aktion sei geméass Komitee, den Fokus der
Diskussion auch auf die Krankenkassen zu lenken. Da alle Blrger krankenversichert
seien, konnten sie alle zukinftig einmal ins Visier der Sozialdetektive geraten,
argumentierte Dimitri Rougy vom Referendumskomitee. Dass das neue Gesetz -
entgegen deren Erklarungen - flr die Krankenkassen wichtig sei, zeige das starke
Lobbying, das sie diesbeziglich in Bern betrieben hatten. Dieser Darstellung
widersprach die CSS: Observationen spielten flr sie jetzt und auch zuklnftig bei der
Missbrauchsbekampfung keine Rolle, erklarte CSS-Sprecherin Christina Wettstein.

Noch wahrend der Abstimmungskampagnen préasentierte der Bundesrat seine
Verordnung zur Anforderung an die mit der Uberwachung betrauten Personen. Diese
mussten Uber eine Bewilligung des BSV verfligen, in den letzten 10 Jahren nicht fir ein
mit der Uberwachung zusammenhangendes Delikt verurteilt worden sein, lber eine
Polizeiausbildung oder gleichwertige Ausbildung, dazu zahlt auch eine Ausbildung an
einer Detektivschule, sowie Uber ausreichende Rechtskenntnisse verfligen und
mindestens zwei Jahre Berufserfahrung in der Personeniberwachung haben. Zudem
soll das BSV ein Verzeichnis Uber die entsprechenden Personen fuhren. Dies sei zwar
besser als gar keine Regelung, erklarte Silvia Schenker (sp, BS) als Mitglied des
Referendumskomitees, |6se aber das Grundproblem der Uberwachung nicht.

In der Folge versuchten die Referendumsfihrenden klar zu machen, dass es ihnen nicht
in erster Linie darum gehe, Observationen zu verhindern. Diese dirften aber nicht
willktrlich erfolgen, sondern mussten auf einer sorgfaltig ausgearbeiteten gesetzlichen
Grundlage beruhen. Eine solche stelle das neue Gesetz aber nicht dar, da zu viele
Punkte unklar seien. Zudem gingen die Maéglichkeiten, welche die Versicherungen
erhielten, viel zu weit. Man wirde damit «mit Kanonen auf Spatzen [...] schiessen»,
betonte Anne Seydoux (cvp, JU). Erstere Kritik unterstitzte auch ein burgerliches
Komitee, vor allem bestehend aus Jungen Grlnliberalen sowie teilweise aus
Jungfreisinnigen. Unterstutzt wurden sie von einigen Kantonalsektionen, etwa der GLP
Neuenburg oder der CVP Jura, CVP Neuenburg und CVP Genf. Offiziell bekampft wurde
die Vorlage schliesslich von SP, Grinen und Grunliberalen, Letztere entschieden sich
aber mit 67 zu 61 Stimmen nur knapp und gegen den Willen des Parteivorstands gegen
das Gesetz. Unterstitzung in den Medien erhielten die Komitees wéhrend des
Abstimmungskampfes auch von einem Teil des Verbandes Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB): Die Halfte der Verbandsmitglieder, die an einer entsprechenden
Befragung teilgenommen héatten, lehne das neue Gesetz ebenfalls ab, weil
Privatdetektive verglichen mit den Strafverfolgungsbehérden zu viele Kompetenzen
erhielten, berichteten die Medien.

Auf der anderen Seite betonten die Beflirworterinnen und Beflrworter des neuen
Gesetzes, zu dem unter anderem die SVP, FDP, CVP, BDP und EDU sowie zum Beispiel
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der Gewerbeverband, der Arbeitgeberverband und der Versicherungsverband zéhlten,
dessen Wichtigkeit fur die Sozialversicherungen. Einerseits sei eine konsequente
Verfolgung von Missbrauch fur das Vertrauen der Blrgerinnen und Birger in die
Sozialversicherungen zentral, andererseits kénnten so Kosten gespart werden, wodurch
mehr Geld fur die tatsachlich Berechtigten Ubrigbliebe. Um letzteren Punkt zu
verdeutlichen, fuhrten die BeflUrwortenden des Gesetzes an, wie viele unrechtmaéssig
bezogenen Leistungen durch die Observationen gespart werden kdénnen. Alleine
zwischen 2009 und 2016 habe die IV gemass Zahlen des BSV wegen festgestellten
Missbrauchen in etwa 2000 Fallen pro Jahr insgesamt Renten in der Héhe von CHF 1.2
Mrd. eingespart. Jahrlich seien 220 Félle mithilfe von Observationen durchgefihrt
worden, wobei sich der Verdacht in der Halfte der Félle bestatigt habe. Der momentane
Uberwachungsstopp erschwere den entsprechenden Stellen hingegen die Uberfiihrung
von Betrlgerinnen und Betrlgern. So erklérte die 1V-Stelle Bern, dass sie im ersten
Halbjahr 2018 nur halb so viele Falle unrechtméassig bezogener Leistungen festgestellt
habe wie im ersten Halbjahr 2017. Keine entsprechende Einschatzung abgeben wollte
jedoch zum Beispiel die IV-Stelle des Kantons Aargau, die SVA Aargau, da aufgrund der
langen Dauer der Uberwachungen zu Beginn des Untersuchungszeitraums noch
Observationen eingesetzt worden seien. Auch Silvia Schenker kritisierte entsprechende
Aussagen als reine Spekulation, da nicht nachgewiesen werden koénne, ob die
Unterschiede tatsachlich auf die fehlenden Observationen zurtckzufihren seien.

Ungewohnt grosse Aufmerksamkeit erhielt im Rahmen des Abstimmungskampfes das
Abstimmungsbichlein. Das Referendumskomitee kritisierte in den Medien die
Informationspolitik des Bundesrates im Abstimmungsbuchlein deutlich. Letzteres sei
fehlerhaft, so dass die freie Meinungsbildung nicht mehr gewahrleistet sei. Beanstandet
wurde insbesondere, dass das neue Gesetz durch Aussagen, wonach dieses keine
Méglichkeiten schaffe, in Wohn- und Schlafzimmern zu filmen, und wonach
Richtmikrofone und Wanzen nicht erlaubt seien, verharmlost werde. Dem widersprach
die Bundeskanzlei und erklarte, man habe die Grundsétze der Sachlichkeit, Transparenz
und Verhéltnismassigkeit eingehalten. In der Folge versuchte das Komitee, den Versand
des Abstimmungsbuchlein durch eine Abstimmungsbeschwerde beim Kanton Zurich
und anschliessend beim Bundesgericht zu verhindern. Das Bundesgericht wies
hingegen den Antrag auf Versandstopp ab. Ein solcher sei nicht gerechtfertigt, weil
auch zwei weitere Vorlagen Ende November 2018 zur Abstimmung kémen. Inhaltlich
entschied es jedoch zu diesem Zeitpunkt noch nicht.

Etwa drei Wochen vor dem Urnengang wurde schliesslich publik, dass die Zahlen des
BSV zur Anzahl Observationen bei der IV nicht korrekt waren. So wére etwa der Kanton
Freiburg mit knapp 4 Prozent der Schweizer Bevdlkerung fur 30 Prozent aller
Observationen verantwortlich gewesen; statt 70 Observationen, wie sie das BSV
auffuhrte, hatten in demselben Zeitraum in Freiburg jedoch nur 8 Observationen
stattgefunden, erkléarte dann auch der Direktor der kantonalen
Sozialversicherungsanstalt. Auch in Bern und in Basel-Landschaft waren die Zahlen
falsch. Diese Fehler hatten Auswirkungen auf die Hohe der Einsparungen durch die
Observationen, die von der Anzahl Observationen abhéangt. In der Folge musste die
Bundeskanzlei die im Abstimmungsbichlein gedruckten Zahlen korrigieren: Jahrlich
komme es bei der IV von 2'400 Féllen, in denen Verdacht auf Sozialversicherungsbetrug
bestehe, in 150 Fallen zu Observationen, nicht in 220 Fallen wie urspringlich erklart. Da
das Abstimmungsbuchlein zu diesem Zeitpunkt bereits gedruckt und verschickt war,
korrigierte der Bund die Zahlen nur in der elektronischen Fassung. Dies kdnne
womdglich rechtliche Folgen - bis hin zur Unglltigerklarung der Abstimmung - haben,
spekulierten die Medien.

Kurze Zeit spater wurde ein weiterer Fehler im Abstimmungsbuchlein publik. So
berichtigte die GPK-NR eine Angabe in einer Tabelle, wonach der Nachrichtendienst
zum Beispiel Telefonlberwachungen zur Bekémpfung von «Terrorismus und
gewalttatigem Extremismus» einsetzen kénne. Dies stimme nur fir Terrorismus, gegen
gewalttatigen Extremismus, zum Beispiel gegen Links- oder Rechtsradikale, kdnne der
Nachrichtendienst keine Telefonlberwachung einsetzen. Relevant war dieser Aspekt
vor allem, weil die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage argumentierten, die
Sozialversicherungen erhielten weitergehende Kompetenzen als Polizei oder
Nachrichtendienst - was die Beflirworterinnen und Beflrworter bestritten.

Nicht nur das Abstimmungsbtichlein, auch die Zahlen beztglich der Observationen, die
der Schweizerische Versicherungsverband (SSV) publizierte, erwiesen sich kurz darauf
als unvollstandig. Der Verband sprach von 100 Féllen von Observationen pro Jahr und
erklarte, das «Mittel der Observation [werde] zurlickhaltend, aber effizient eingesetzt».
Dabei fihrte er jedoch nur die Observationen zum obligatorischen Bereich der
Unfallversicherung, nicht aber diejenigen von anderen Versicherungen (z.B.
Zusatzversicherungen, Krankentaggeldversicherungen, Haftpflichtversicherungen) auf,
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bei denen Uberwachungen deutlich haufiger eingesetzt werden, die jedoch das neue
Gesetz nicht betraf.

Die Medien publizierten wahrend des Abstimmungskampfes mehrmals Geschichten,
welche unrechtméassige Bezlge von Sozialversicherungsgeldern thematisierten. So
veroffentlichte etwa das Bundesgericht Mitte Oktober 2018 ein Urteil zu einer Person,
die wegen Sozialversicherungsbetrugs ihren Rentenanspruch verlor (9C_221/2018).
Auch ein Bericht in der «Rundschau» sowie Uberwachungsvideos von Betriigern, die
der Prasident der Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen, Andreas Dummermuth,
veroffentlichte, wurden von den Medien aufgenommenen. Andererseits kamen auch
Personen zu Wort, welche zu Unrecht observiert worden waren, und im Zusammenhang
damit wurden auch die Folgen von solchen Uberwachungen beleuchtet. So kénnten
diese bei den Uberwachten seelische Spuren bis hin zu psychischen Beschwerden und
dem Gefiihl des Uberwachtwerdens hinterlassen und bestehende psychische
Erkrankungen noch verstarken, erklarte die Psychiaterin Maria Cerletti gegenlber dem
Blick. Dabei wirke nicht nur die Uberwachung selbst schadlich, sondern bereits das
Wissen, dass man Uberwacht werden kdnnte.

Deutliche Vorzeichen flir den Abstimmungssonntag lieferten die Vorumfragen. Die
verschiedenen Wellen der Tamedia-Umfrage zeigten konstant einen Ja-Stimmenanteil
von ungeféhr zwei Dritteln der Stimmen (1. Welle: 67% Jastimmen, 30% Neinstimmen, 2.
Welle: 68% Jastimmen, 30% Neinstimmen, 3. Welle: 67% Jastimmen, 32%
Neinstimmen), die zwei Wellen der SRG-Umfrage durch gfs.bern machten Ja-
Mehrheiten von 57 respektive 59 Prozent aus. Ob der relativ klaren Ausgangslage
begannen sich die Medien gegen Ende des Abstimmungskampfes flr die Frage zu
interessieren, was bei einer Bestatigung des Gesetzes durch das Volk geschehe. So
bestehe durchaus die Moglichkeit, dass der EGMR in Strassburg auch das neue Gesetz
beanstande, weil dieses verschiedene Anforderungen des Urteils von 2016 nicht erflle.
Zum Beispiel seien die Regelungen bezlglich der anordnenden, durchfihrenden und
iberwachenden Einheiten sowie die Art und Weise der Uberwachung zu unprazise
formuliert, erklarte etwa Kurt Pérli, Professor fir Soziales Privatrecht der Universitat
Basel, ebenfalls gegentiber dem Blick.

Am 25. November 2018 fiel das Abstimmungsergebnis ahnlich deutlich aus, wie die
Umfragen zuvor angeklndigt hatten. Mit 64.7 Prozent bei einer Stimmbeteiligung von
48.4 Prozent sprachen sich die Stimmblurgerinnen und Stimmbdurger fir das Gesetz zur
Uberwachung der Versicherten aus. Am héchsten lag die Zustimmung in den Kantonen
Appenzell-Innerrhoden (81.2%), Nidwalden (78.0%), Obwalden (76.4%) und Schwyz
(76.4%), abgelehnt wurde es in den Kantonen Jura (48.6%) und Genf (41.4%). Neben
deutlichen sprachregionalen Unterschieden - in der Deutschschweiz lag die
Zustimmung gemass einer Auswertung des BFS durchschnittlich um fast 18
Prozentpunkte héher als in der Romandie, aber um etwa 2 Prozentpunkte tiefer als in
der italienischsprachigen Schweiz - zeigten sich auch grosse Differenzen zwischen
stadtischen und landlichen Regionen: Hier betrugen die Differenzen 15.7 Prozentpunkte
in der Deutschschweiz und 11.3 Prozentpunkte in der Romandie. Lediglich in der
italienischsprachigen Schweiz stimmten die Stadt- und die Landbevdlkerung ahnlich
(2.4 Prozentpunkte Unterschied). Unterschiede zeigten sich gemaéass der
Nachabstimmungsbefragung Voto auch zwischen den Altersgruppen: Personen
zwischen 18 und 29 Jahren stimmten der Vorlage nur zu 42 Prozent zu, alle Ubrigen
Altersgruppen wiesen Zustimmungsraten zwischen 60 und 76 Prozent auf. Ahnlich wie
zuvor die Tamedia-Nachbefragung zeigte auch Voto auf, dass die Sympathisantinnen
und Sympathisanten der Grinen (Voto: 24%, Tamedia: 22%) dem neuen Gesetz deutlich
kritischer gegenlberstanden als diejenigen der SP (Voto: 42%, Tamedia: 38%). Die
Beflrworterinnen und Beflrworter zielten geméss Voto in erster Linie auf eine effektive
Missbrauchsbekampfung bei den Sozialversicherungen ab, die Gegnerinnen und Gegner
bezogen sich in ihrer Argumentation insbesondere auf die Probleme der Vorlage
bezlglich der Rechtsstaatlichkeit.

Das Ergebnis zeige, dass ohne schlagkraftige Organisation im Rucken zwar eine
Abstimmung erzwungen, nicht aber gewonnen werden kénne, urteilten die Medien. Mit
«Die Grenzen der Burgerbewegung» fasste das St. Galler Tagblatt die Vorlage
zusammen. Auch die Initianten betonten, dass ihnen im Hinblick auf die
«millionenschwere Kampagne der Versicherungsbranche» das notwendige Geld fir
einen Vollerfolg gefehlt habe. Einen Teil ihres Ziels hatten sie jedoch dadurch erreicht,
dass durch verschiedene im Abstimmungskampf gemachte Ausserungen der
Beflrworterinnen und Beflrworter persoénlichkeitsrechtliche Aspekte hatten geklart
werden kénnen, zum Beispiel die Frage von Filmaufnahmen aus Schlafzimmern. Daran
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musse sich die Justiz orientieren, auch wenn diese nicht direkt in die
Gesetzesauslegung einfliessen wirden, betonte zum Beispiel Daniel Gerny in der NZZ.

Abstimmung vom 25. November 2018

Beteiligung: 48.4%
Ja: 1'667'849" (64.7%), Stande: 21
Nein: 909'172 (35.3%), Sténde: 2

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU, FDP, SVP, Arbeitgeberverband, Gewerbeverband,
Versicherungsverband

- Nein: GPS, GLP, PdA, SD, SP, Dachverband der Behindertenorganisationen,
Gewerkschaftsbund, Pro Infirmis, Travailsuisse

- Stimmfreigabe: EVP

* in Klammern die Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

1) Medienmitteilung Bundesamt fiir Gesundheit 12.11.2014; TA, 15.11.14

2) APS-Inserateanalyse vom 15.11.18; BFS-Informationen zur Abstimmung tber die Uberwachung von Versicherten; GFS-
Schlussbericht vom 14.11.18; VOTO Bericht vom 25.11.18; AZ, 18.9.18; TG, 21.9.18; Blick, SGT, 22.9.18; BaZ, 4.10., 6.10.18; AZ,
7.10.18; BaZ, 9.10.18; BaZ, CdT, LT, Lib, NZZ,10.10.18; LT, NZZ, SN, TA, 12.10.18; LT, Lib, 15.10.18; AZ, SGT, 16.10.18; SGT, 18.10.18;
NZZ, 20.10.18; Blick, 23.10.18; NZZ, 26.10.18; So-Bli, 28.10.18; LT, NZZ, TA, 29.10.18; Blick, SZ, 30.10.18; BaZz, Blick, TA, 31.10.18;
TZ,1.11.18; Blick, 2.11.18; BU, 3.11.18; So-Bli, 4.11.18; TA, TG, 5.11.18; BU, SGL, TG, 6.11.18; CdT, ZGZ, 7.11.18; Blick, NZZ, TA, WW,
8.11.18; Blick, NZZ, 10.11.18; So-Bli, 11.11.18; TG, 12.11.18; Lib, SZ, 13.11.18; AZ, BaZ, Blick, NZZ, SGT, TA, 14.11.18; NZZ, SGT, WoZ,
15.11.18; BaZ, TA, 16.11.18; NZZ, TA, 17.11.18; NZZ,19.11., 20.11.18; AZ, WoZ, 22.11.18; Blick, 23.11.18; AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ,
SGT, TA, TG, 26.11.18; TA, 27.11.18; WoZ, 29.11.18
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